
Verdachtskündigung  im
öffentlichen  Personalrecht  –
Anforderungen  an  die
Sachverhaltsabklärung  und
Unschuldsvermutung
geschrieben von BLaw Nils Merker | August 14, 2026
Das  Verwaltungsgericht  Zürich  hatte  zu  beurteilen,  ob  die
fristlose Entlassung eines langjährigen Mitarbeiters der Stadt
Zürich wegen des Verdachts sexueller Belästigung und sexueller
Nötigung  rechtmässig  erfolgt  war.  Dem  Arbeitnehmer  wurde
vorgeworfen,  zwei  Arbeitskolleginnen  mehrfach  sexuell
belästigt, darunter mehrfachen Anfassens am ganzen Körper, und
eine von ihnen sexuell genötigt zu haben. Die Arbeitgeberin
stützte  die  fristlose  Kündigung  im  Wesentlichen  auf  die
Aussagen der beiden betroffenen Mitarbeiterinnen sowie deren
sehr hohe Glaubwürdigkeit. Das vor allem aus dem Grund, dass
die beiden Mitarbeiterinnen kein Näheverhältnis teilten und
die  Aussagen  unabhängig  voneinander  getätigt  haben.  Der
Beschwerdeführer bestritt alle Vorwürfe der Mitarbeiterinnen
und besteht auf die Unschuldsvermutung.

Voraussetzungen der fristlosen Kündigung
Im öffentlichen Personalrecht der Stadt Zürich ist, wie in
allen Personalgesetzen, eine fristlose Kündigung nur zulässig,
wenn ein wichtiger Grund vorliegt, der die Fortsetzung des
Arbeitsverhältnisses nach Treu und Glauben unzumutbar macht.
Für  die  Unzumutbarkeit  muss  ein  Ereignis  objektiv  dazu
geeignet  sein,  die  Vertrauensgrundlage  des
Arbeitsverhältnisses  zu  zerstören  oder  tiefgreifend  zu
erschüttern.  Die  Erschütterung  der  Vertrauensgrundlage  muss
sich tatsächlich verwirklicht haben.
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Aufgrund der Verweisung auf Art. 337 ff. OR gelten ergänzend
die  gleichen  Grundsätze  wie  im  Privatrecht.  Die  fristlose
Kündigung stellt dabei stets die ultima ratio dar und muss dem
Verhältnismässigkeitsprinzip  entsprechen.  Insbesondere  bei
weniger gravierenden Pflichtverletzungen sind zunächst mildere
Massnahmen wie eine Verwarnung oder ordentliche Kündigung zu
prüfen.

Abgrenzung zur unzulässigen Verdachtskündigung
Von Bedeutung ist die Abgrenzung zwischen einer zulässigen
Kündigung aufgrund eines feststehenden Sachverhalts und einer
unzulässigen Verdachtskündigung. Nach der Rechtsprechung darf
ein  öffentlich-rechtliches  Arbeitsverhältnis  nicht  allein
wegen des Verdachts einer strafbaren Handlung beendet werden.
Dies  folgt  aus  der  in  Art.  32  Abs.  1  Bundesverfassung
verankerten  Unschuldsvermutung.  Zulässig  ist  hingegen  eine
Kündigung,  wenn  der  zugrunde  liegende  und  die  Kündigung
begründende Sachverhalt ausreichend erstellt ist, selbst wenn
dessen strafrechtliche Beurteilung (etwa das Strafmass) noch
aussteht.  Entscheidend  ist  somit  nicht  (allein)  das
Strafverfahren,  sondern  ob  der  Arbeitgeber  den  relevanten
Sachverhalt selbst genügend abgeklärt und bewiesen hat.

Untersuchungsgrundsatz und Beweismass
Im Verwaltungsverfahren gilt der Untersuchungsgrundsatz. Die
Behörde hat den Sachverhalt von Amtes wegen vollständig und
sorgfältig  abzuklären  und  trägt  die  Beweislast  für  das
Vorliegen  eines  wichtigen  Grundes.  Grundsätzlich  gilt  das
Regelbeweismass der vollen Überzeugung. Kann der Arbeitgeber
den  erforderlichen  Nachweis  nicht  erbringen,  trägt  er  die
Folgen, dass er den Sachverhalt nicht nachweisen konnte.

Für  die  Beurteilung  der  Rechtmässigkeit  einer  fristlosen
Kündigung  ist  ausschliesslich  auf  den  Wissensstand  im
Zeitpunkt der Kündigung abzustellen. Kann der Kündigungsgrund
zum  Zeitpunkt  der  Kündigung  nicht  hinreichend  nachgewiesen
werden,  erweist  sich  die  Kündigung  als  unrechtmässig.
Nachträglich  gewonnene  Erkenntnisse  oder  Ergebnisse  eines



später  abgeschlossenen  Straf-  oder  Administrativverfahrens
dürfen die Kündigung nicht nachträglich rechtfertigen.

Konkreter Fall
Das Verwaltungsgericht hielt fest, dass sich die Arbeitgeberin
im  Wesentlichen  auf  ein  Gesprächsprotokoll  mit  den  beiden
mutmasslich Geschädigten gestützt hatte. Deren Aussagen waren
jedoch nur oberflächlich protokolliert worden und enthielten
keine hinreichend konkreten Angaben zu Zeitpunkt, Ort oder
Ablauf  der  behaupteten  Übergriffe.  Zudem  waren  die  Frauen
lediglich  als  Auskunftspersonen  und  nicht  unter
Wahrheitspflicht  befragt  worden  und  wurden  nicht  mit
kritischen Fragen konfrontiert. Nachdem der Arbeitnehmer die
Vorwürfe bestritten und auf erhebliche Konflikte innerhalb des
Teams  sowie  mögliche  Motive  für  Falschbeschuldigungen
hingewiesen hatte, wären nach Auffassung des Gerichts weitere
Abklärungen erforderlich gewesen. Insbesondere hätten erneute
Befragungen der Beteiligten sowie zusätzliche Untersuchungen
zur Plausibilität der Vorwürfe durchgeführt werden müssen. Es
bestanden somit erhebliche Zweifel an den Vorwürfen an den
Beschwerdeführer.

Ausschlaggebend  war  schliesslich,  dass  die  Arbeitgeberin
selbst eingeräumt hatte, den Sachverhalt nicht abschliessend
geklärt zu haben, da man sich die Entscheidung nicht anmassen
wolle,  «was  wahr  und  was  unwahr»  sei  und  die  Kündigung
auszusprechen, weil der Verdacht gegen den Arbeitnehmer nicht
habe  entkräftet  werden  können.  Damit  stützte  sie  die
Entlassung letztlich auf einen blossen Verdacht und nicht auf
einen rechtsgenüglich festgestellten Sachverhalt. Gerade dies
stellt  nach  der  Rechtsprechung  eine  unzulässige
Verdachtskündigung  dar.  Die  Arbeitgeberin  hätte  den
Arbeitnehmer  vielmehr  bis  zum  Abschluss  weiterer
Untersuchungen  freistellen  oder  das  Ergebnis  der
Administrativ-  beziehungsweise  Strafuntersuchung  abwarten
müssen.

Da die behaupteten sexuellen Übergriffe nicht erstellt waren,



konnte  lediglich  eine  vom  Arbeitnehmer  selbst  eingeräumte
Drohung gegenüber einer Arbeitskollegin berücksichtigt werden.
Das  Gericht  qualifizierte  dieses  Verhalten  zwar  als
pflichtwidrig,  erachtete  es  angesichts  der  langen
beanstandungsfreien  Anstellungsdauer  und  der  konkreten
Umstände jedoch nicht als ausreichend schwerwiegend, um eine
fristlose  Kündigung  zu  rechtfertigen.  Eine  Verwarnung  oder
andere  mildere  personalrechtliche  Massnahmen  wären
verhältnismässig  gewesen.

Rechtsfolgen der ungerechtfertigten fristlosen Kündigung
In der Folge entschied das Verwaltungsgericht, die fristlose
Kündigung  sei  ungerechtfertigt.  Dem  Arbeitnehmer  sprach  es
unter  anderem  den  Lohn  bis  zum  Ablauf  der  ordentlichen
Kündigungsfrist, eine Entschädigung nach Art. 337c OR in der
Höhe von drei Monatslöhnen, eine anteilige Treueprämie sowie
eine Abfindung nach dem städtischen Personalrecht zu.

Das Urteil verdeutlicht, dass eine Verdachtskündigung nie eine
gute  Idee  ist.  Der  Arbeitgeber  muss  den  massgeblichen
Sachverhalt vor Ausspruch der Kündigung ausreichend abklären
und beweisen. Bestehen erhebliche Zweifel oder stützt sich die
Kündigung  lediglich  auf  einen  nicht  ausgeräumten  Verdacht,
verletzt  sie  die  Unschuldsvermutung  sowie  den
Untersuchungsgrundsatz und erweist sich als rechtswidrig.

Ausgewählte Fragen zum Thema
fristlose Kündigung
geschrieben von Claudia Schnueriger | August 14, 2026
Eine fristlose Kündigung hat einschneidende Folgen für das
berufliche  Fortkommen  des  Arbeitnehmenden.  Die  fristlose
Kündigung  ist  nur  unter  strengen  Voraussetzungen  möglich.
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Welche  das  sind  und  welche  Folgen  eine  ungerechtfertigte
fristlose Kündigung nach sich zieht, sind nur einige Fragen,
welche im vorliegenden Beitrag beantwortet werden.

Unter  welchen  Voraussetzungen  kann  der  Arbeitgeber  das
Arbeitsverhältnis fristlos kündigen?
Eine fristlose Kündigung ist ausnahmsweise zulässig, wenn ein
wichtiger  Grund  vorliegt,  der  eine  weitere  Zusammenarbeit
unmöglich macht.

Was sind wichtige Gründe?
Als wichtiger Grund gilt ein Umstand, bei dessen Vorhandensein
dem Kündigenden nach Treu und Glauben die Fortsetzung des
Arbeitsverhältnisses  nicht  mehr  zugemutet  werden  darf.  Das
Vertrauensverhältnis zwischen den Parteien muss derart gestört
sein,  dass  die  sofortige  und  fristlose  Auflösung  des
Arbeitsverhältnisses  als  einziger  Ausweg  erscheint.
Nur ein besonders schwerer Verstoss erlaubt eine fristlose
Kündigung. Sie ist ultima ratio und somit sehr zurückhaltend
auszusprechen. Ist ein Versäumnis weniger schwerwiegend, fällt
eine fristlose Kündigung nur dann in Betracht, wenn es trotz
Verwarnung wiederholt stattgefunden hat.

Ob  die  Voraussetzung  des  wichtigen  Grundes  erfüllt  ist,
entscheidet  sich  nicht  allgemein,  sondern  hängt  von  den
Umständen des Einzelfalls ab, insbesondere von der Stellung
und Verantwortung des Arbeitnehmers, der Natur und Dauer des
Arbeitsverhältnisses,  der  Art,  Häufung  und  Schwere  der
Vertragsstörungen  und  einer  allfällig  vorausgegangenen
Verwarnung.
Fristlose  Kündigungen  werden  vor  Gericht  nur  selten  als
gerechtfertigt qualifiziert.

Bei  einer  fristlosen  Kündigung  ist  der  Grundsatz  der
Verhältnismässigkeit zu wahren. Was bedeutet das konkret?
Eine  fristlose  Kündigung  ist  insbesondere  dann  unzulässig,
wenn  mildere  Massnahmen  wie  zum  Beispiel  eine  Verwarnung,
vorübergehende  Freistellung,  Versetzung  an  einen  anderen



Arbeitsplatz oder ordentliche Kündigung zur Verfügung stehen,
um  die  eingetretene  Störung  des  Arbeitsverhältnisses  in
zumutbarer Weise zu beheben.

Auf welchen Zeitpunkt darf fristlos gekündigt werden?
Bei  einer  fristlosen  Kündigung  müssen  weder  eine  feste
Vertragsdauer noch Kündigungsfristen oder -termine eingehalten
werden.  Die  fristlose  Kündigung  kann  auch  schon  vor  dem
Stellenantritt erfolgen. Dies ist beispielsweise dann möglich,
wenn sich in der Zwischenzeit herausgestellt hat, dass der
zukünftige  Arbeitnehmer  bei  der  Bewerbung  für  seine
Beurteilung  wesentliche  Angaben  verschwiegen  hat.

Innert welcher Frist nach Entdeckung eines Vorfalls muss die
fristlose Kündigung ausgesprochen werden?
Die Anstellungsbehörde, welche wichtige Gründe geltend macht,
muss  die  Kündigung  umgehend  aussprechen,  also  sofort  ab
Kenntnis  des  Vorfalls  oder  spätestens  nach  einer  kurzen
Bedenkfrist.  Während  im  privaten  Arbeitsvertragsrecht  eine
fristlose Kündigung in der Regel innert weniger Arbeitstage
auszusprechen ist und eine längere Frist nur zugestanden wird,
sofern  praktische  Erfordernisse  des  Alltags-  und
Wirtschaftslebens  dies  als  berechtigt  erscheinen  lassen,
vermögen  im  öffentlichen  Personalrecht  weitere  sachliche
Gründe  (z.B.  rechtliches  Gehör,  Sachverhaltsabklärung  von
Amtes wegen, Entscheidkompetenz liegt bei einem mehrköpfigen
Gremium  [Regierungs-/Gemeinderat])  ein  längeres  Zuwarten  zu
rechtfertigen.

Wiegt  die  Verfehlung  weniger  schwer,  ist  eine  fristlose
Entlassung nur möglich, wenn sie trotz Verwarnung wiederholt
erfolgte. Wie viele Verwarnungen sind diesfalls notwendig?
Präzise Regeln über die Anzahl der Verwarnungen lassen sich
nicht aufstellen.

Welchen Inhalt sollte eine Verwarnung haben?
Eine Verwarnung muss nicht zwingend die fristlose Kündigung
androhen,  aber  klar  werden  lassen,  dass  das  beanstandete



Verhalten  als  untragbar  beurteilt  und  eine  Wiederholung
desselben  nicht  sanktionslos  hingenommen  wird.  Der
Arbeitnehmer  muss  genau  wissen,  welches  Verhalten  künftig
nicht mehr toleriert wird.

In welchen Fällen kann auch eine weniger gewichtige Verfehlung
zur fristlosen Entlassung führen?
Weniger  gewichtige  Vorkommnisse,  die  für  sich  allein  eine
fristlose Kündigung nicht rechtfertigen, können in Verbindung
mit anderen Vorfällen unter Umständen einen wichtigen Grund
darstellen.

Muss die fristlose Kündigung schriftlich erfolgen?
In  der  kantonalen  und  kommunalen  Personalgesetzgebung  ist
oftmals vorgesehen, dass die Kündigung beidseits, also sowohl
durch  den  Arbeitgeber  als  auch  durch  den  Arbeitnehmer,
schriftlich zu erfolgen hat.

Darf  die  fristlose  Entlassung  gegen  den  Willen  des
Arbeitnehmers  im  Arbeitszeugnis  erwähnt  werden?
Über  die  Umstände  des  Austritts,  insbesondere  die
Kündigungshintergründe oder wer die Kündigung aussprach, darf
das  Zeugnis  gegen  den  Willen  des  Arbeitnehmers  nichts
enthalten, ausser wenn ohne einen solchen Hinweis ein unwahres
Zeugnis entstehen würde. Einer fristlosen Kündigung liegt eine
schwere  Pflichtverletzung  des  Arbeitnehmers  zugrunde.  Bei
Nichterwähnen der fristlosen Kündigung würde ein täuschender
Gesamteindruck  und  somit  ein  unwahres  Arbeitszeugnis
entstehen. Aus dem Arbeitszeugnis muss hervorgehen, dass das
Arbeitsverhältnis fristlos beendet wurde.

Ist  eine  fristlose  Entlassung  während  der  Sperrfristen
(Krankheit,  Unfall,  Militär-  oder  Zivildienst,
Schwangerschaft)  zulässig?
Die  fristlose  Auflösung  kann  auch  während  Sperrfristen
ausgesprochen werden.

Was sind die Rechtsfolgen einer gerechtfertigten fristlosen



Kündigung durch den Arbeitgeber?
Eine  ausserordentliche  Kündigung  löst  das  Arbeitsverhältnis
per sofort auf.

Was sind die Rechtsfolgen einer ungerechtfertigten fristlosen
Kündigung durch den Arbeitgeber?
Bei Verweis der kantonalen und kommunalen Personalgesetzgebung
auf  das  Obligationenrecht  gilt  folgendes:  Eine
ungerechtfertigte  fristlose  Kündigung  beendet  das
Arbeitsverhältnis  mit  sofortiger  Wirkung.  Die  Sanktionen
bestehen lediglich in einem Schadenersatzanspruch und in einer
besonderen  Entschädigung.  Die  Sanktionen  sind  rein
finanzieller  Natur.  Es  besteht  kein  Anspruch  auf
Wiederanstellung.
Vereinzelte  Personalgesetze  bzw.  Personalreglemente  sehen
einen  Anspruch  auf  eine  gleichwertige
Arbeitsstelle/Weiterbeschäftigung vor. Bei Unmöglichkeit der
Weiterbeschäftigung  hat  der  Arbeitnehmer  Anspruch  auf  eine
finanzielle Entschädigung.

Dürfen auch Arbeitnehmende fristlos kündigen?
Ja,  auch  der  Arbeitnehmer  kann  fristlos  kündigen.  Die
fristlose Kündigung des Arbeitnehmers ist ebenfalls nur bei
Vorliegen  wichtiger  Gründe  zulässig.  Beispielsweise  in
folgenden  Fällen  ist  der  Arbeitnehmer  berechtigt,  das
Arbeitsverhältnis  fristlos  zu  beenden:
–  Sexuelle  Belästigung  am  Arbeitsplatz,  gegen  welche  der
Arbeitgeber trotz Kenntnis keine Massnahmen ergreift
– Schweres Mobbing, das klar über die üblichen Konflikte am
Arbeitsplatz hinausgeht und die Gesundheit des Arbeitnehmers
beeinträchtigt
– Tätlichkeiten seitens des Arbeitgebers
Nicht  ausreichend  ist  die  Enttäuschung  des  Arbeitnehmers
bezüglich seiner Erwartungen an die neue Stelle.

Was sind die Rechtsfolgen einer ungerechtfertigten fristlosen
Kündigung durch den Arbeitnehmer?
Bei  Verweis  der  kantonalen  bzw.  kommunalen



Personalgesetzgebung auf das Obligationenrecht gilt folgendes:
Der  Arbeitgeber  hat  bei  ungerechtfertigter  fristloser
Vertragsauflösung  durch  den  Arbeitnehmer  Anspruch  auf  eine
Pauschalentschädigung, die einem Viertel des Lohnes für einen
Monat entspricht. Überdies hat der Arbeitgeber Anspruch auf
Ersatz des weiteren Schadens (vgl. Art. 337d Abs. 1 OR).


